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Überschrift, Beschlussvorschlag 
 
Dritte Satzung zur Änderung der Satzung über die Straß enreinigung  
in der Stadt Braunschweig (Straßenreinigungssatzung)  
 
 
„Die als Anlage 1 beigefügte Dritte Satzung zur Änderung der Satzung über die Straßen-
reinigung in der Stadt Braunschweig (Straßenreinigungssatzung) wird beschlossen.“ 
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Erläuterung zur Änderung der Straßenreinigungssatzung  
 
Die Beschlusskompetenz des Rates für Satzungen ergibt sich aus § 58 Absatz 1 Nr. 5 des Nie-
dersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes. Im Sinne dieser Zuständigkeitsnorm handelt 
es sich bei der Vorlage um einen Satzungsbeschluss, für den der Rat der Stadt Braunschweig 
beschlusszuständig ist. 
 
Die Straßenreinigungssatzung regelt die grundsätzlichen Verpflichtungen für die Bereiche Stra-
ßenreinigung und Winterdienst, die der Stadt Braunschweig obliegen. Mit der Satzung werden 
diese Verpflichtungen zum Teil auf die Eigentümer der anliegenden Grundstücke übertragen. 
 
Die Verwaltung schlägt die folgenden Änderungen, die vornehmlich klarstellenden Charakter 
haben, vor: 
 
Im Bereich der Innenstadt sind einige besondere Reinigungsklassen nach der Straßenreini-
gungsverordnung weggefallen (siehe Drucksache 15479/12). Da die Pflichtenübertragung auf 
die Anlieger durch Verweisung auf das Straßenverzeichnis und die Reinigungsklassen vorge-
nommen wird, ist eine redaktionelle Anpassung von § 3 Absatz 1 der Straßenreinigungssatzung 
an die aktuellen Regelungen der Straßenreinigungsverordnung erforderlich.  
 
Bei der Definition der Reinigungspflichten der Straßen in § 3 Absatz 2 wird klargestellt, dass die 
Anlieger bei den im Straßenverzeichnis aufgeführten Straßen bis jeweils zur Mitte der Straße für 
die Reinigung zuständig sind (Ü-Vermerk). Die Definition entspricht der Auffangregelung bei 
den Straßen, die zwar schon gewidmet, aber noch nicht im Straßenverzeichnis aufgelistet sind. 
 
Einige Eigentümer übertragen ihre Reinigungspflichten, insbesondere beim Winterdienst, auf 
Firmen. Bei einer reinen Beauftragung verbleibt die Haftung gegenüber der Stadt beim Grund-
stückseigentümer, der die von ihm beauftragte Firma entsprechend kontrollieren muss. Falls die 
Firma dann die Aufgabe nicht richtig wahrnimmt, ist immer noch der Eigentümer verantwortlich 
und eventuelle Ordnungswidrigkeitsverfahren würden sich gegen diesen richten. 
 
Es ist jedoch möglich, auch die öffentlich-rechtliche Verpflichtung auf die beauftragte Firma zu 
übertragen. In diesen Fällen wären die Verfahren gegen die Firma zu richten. Die wesentliche 
Voraussetzung für eine Übertragung der Haftung ist eine ausreichende Haftpflichtversicherung 
der zu beauftragenden Firma. Nur in diesen Fällen kann die Stadt einer Übertragung der Pflich-
ten zustimmen. Auf diese Regelung wird in § 4 hingewiesen. 
 
Weiterhin wurden einige redaktionelle Änderungen vorgenommen. 
 
 
I. V. 
 
gez. 
 
Leuer 
 
 
 
Anlagen: 
1. Änderungssatzung zur Straßenreinigungssatzung 
2. Teilsynopse der Änderungen, Altes Recht/Neues Recht/Bemerkungen  



Anlage 1




Dritte Satzung zur Änderung der


Satzung über die Straßenreinigung

in der Stadt Braunschweig


(Straßenreinigungssatzung)


vom 5. Mai 2015

Aufgrund des § 52 des Nds. Straßengesetzes i. d. F. vom 24. September 1980 (Nds. GVBl. S. 359), zuletzt geändert durch Art. 5 des Gesetzes vom 22. Oktober 2014 (Nds. GVBl. S. 291) und der §§ 10, 13 und 58 des Nds. Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 16. Dezember 2014 (Nds. GVBl. S. 434), hat der Rat der Stadt Braunschweig in seiner Sitzung am 5. Mai 2015 folgende Satzung beschlossen:

Artikel I


Die Satzung über die Straßenreinigung in der Stadt Braunschweig (Straßenreinigungssatzung) vom 10. Dezember 2002 (Amtsblatt für die Stadt Braunschweig Nr. 25 vom 23. Dezember 2002, S. 235), i. d. F. der Zweiten 

Änderungssatzung vom 18. Dezember 2007 (Amtsblatt für die Stadt Braunschweig Nr. 32 vom 28. Dezember 2007, S. 157), wird wie folgt geändert:


1. § 3 Absatz 1 Buchstaben a) und b) erhalten folgende Fassung:


„a)
in den Reinigungsklassen II bis V, 11 und 19 die gesamte Reinigung der Gehwege und der Gehwege, auf denen eine gleichberechtigte Nutzung durch Radfahrer durch Verkehrszeichen 240 StVO erlaubt ist (einschl. des Winterdienstes nach § 5 der Straßenreinigungsverordnung) sowie der Winterdienst für Straßenrinnen,


b) in den Reinigungsklassen I und 12 bis 22 (ohne 19) nur der Winterdienst für die Gehwege und für die Gehwege, auf denen eine gleichberechtigte Nutzung durch Radfahrer durch Verkehrszeichen 240 StVO erlaubt ist und der Winterdienst für Straßenrinnen nach § 5 der Straßenreinigungsverordnung,“

2. § 3 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 


„(2)
Auf den in der Anlage zur Straßenreinigungs​verordnung in der jeweils gültigen Fassung auf​geführten Straßen (Straßenverzeichnis), die mit „Ü“ gekennzeichnet sind, wird den Eigentümern der an​liegenden Grundstücke die gesamte der Stadt ob​liegende Reinigung von ihrem Grundstück bis zur Mitte der Straße (ohne Straßenbegleitgrün und begrünte Mittel- und Trennstreifen) übertragen.“

3. § 4 erhält folgende Fassung:


„Hat für den Reinigungspflichtigen mit Zustimmung der Stadt ein Dritter die Ausführung der Reinigung übernommen, so ist nur dieser zur Reinigung öffentlich-rechtlich verpflichtet. Die Zustimmung wird nur erteilt, wenn der Stadt eine schriftliche Erklärung vorgelegt und vom Dritten eine ausreichende Haftpflichtversicherung nachgewiesen wird. Die Zustimmung der Stadt kann jederzeit widerrufen werden, insbesondere wenn kein ausreichende Haftpflichtversicherung des Dritten mehr besteht.“

Artikel II


Die Satzung tritt am 1. Juni 2015 in Kraft.


Braunschweig, den 


Stadt Braunschweig


(S)


Leuer

Stadtbaurat

Vorstehende Satzung wird hiermit bekannt gemacht.


Braunschweig, den


Leuer

Stadtbaurat


Anlage 2


2



Synopse


		Altes Recht



		Neues Recht



		Bemerkungen



		§ 3


Übertragung von Reinigungsaufgaben



		§ 3


Übertragung von Reinigungsaufgaben



		



		(1)
Auf den in der Anlage zur Straßenreinigungsverordnung in der jeweils gültigen Fassung aufgeführten Straßen (Straßenverzeichnis) werden den Eigentümern der anliegenden Grundstücke


a)
in den Reinigungsklassen II bis V, 11, 15, 19, 24 und 27 die gesamte Reinigung der Gehwege und der Gehwege, auf denen eine gleichberechtigte Nutzung durch Radfahrer durch Verkehrszeichen 240 StVO erlaubt ist (einschl. des Winterdienstes nach § 5 der Straßenreinigungsverordnung) sowie der Winterdienst für Straßenrinnen,


b) in der Reinigungsklasse I und 10 bis 28 (ohne 11, 15, 19, 24 und 27) nur der Winterdienst für die Gehwege und für die Gehwege, auf denen eine gleichberechtigte Nutzung durch Radfahrer durch Verkehrszeichen 240 StVO erlaubt ist und der Winterdienst für Straßenrinnen nach § 5 der Straßen​reinigungsverordnung,


übertragen. Diese Übertragung gilt nicht für das Straßenbegleitgrün.



		(1)
Auf den in der Anlage zur Straßenreinigungsverordnung in der jeweils gültigen Fassung aufgeführten Straßen (Straßenverzeichnis) werden den Eigentümern der anliegenden Grundstücke


a)
in den Reinigungsklassen II bis V, 11, 15, und 19, 24 und 27 die gesamte Reinigung der Gehwege und der Gehwege, auf denen eine gleichberechtigte Nutzung durch Radfahrer durch Verkehrszeichen 240 StVO erlaubt ist (einschl. des Winterdienstes nach § 5 der Straßenreinigungsverordnung) sowie der Winterdienst für Straßenrinnen,


b) in den Reinigungsklassen I und 10 12 bis 22 (ohne 11, 15, und 19, 24 und 27) nur der Winterdienst für die Gehwege und für die Gehwege, auf denen eine gleichberechtigte Nutzung durch Radfahrer durch Verkehrszeichen 240 StVO erlaubt ist und der Winterdienst für Straßenrinnen nach § 5 der Straßen​reinigungsverordnung,


übertragen. Diese Übertragung gilt nicht für das Straßenbegleitgrün.



		Die gestrichen Reinigungsklassen sind bereits aus der Straßenreinigungsverordnung entfernt worden. Diese werden nicht mehr verwendet.


Siehe oben



		(2)
Auf den in der Anlage zur Straßenreinigungsverordnung in der jeweils gültigen Fassung aufgeführten Straßen (Straßenverzeichnis), die mit „Ü“ gekennzeichnet sind, wird den Eigentümern der anliegenden Grundstücke die gesamte der Stadt obliegende Reinigung (ohne Straßenbegleitgrün und begrünte Mittel- und Trennstreifen) übertragen. Dies schließt den Winterdienst ausschließlich der Fahrbahnen ein. Der Winterdienst ist nach den Festlegungen des § 5 der Straßenreinigungsverordnung auszuführen. Bei Eckgrundstücken werden die zu reinigenden Flächen bis zum Schnittpunkt der Mittellinien beider Straßen erweitert.



		(2)
Auf den in der Anlage zur Straßenreinigungsverordnung in der jeweils gültigen Fassung aufgeführten Straßen (Straßenverzeichnis), die mit „Ü“ gekennzeichnet sind, wird den Eigentümern der anliegenden Grundstücke die gesamte der Stadt obliegende Reinigung von ihrem Grundstück bis zur Mitte der Straße (ohne Straßenbegleitgrün und begrünte Mittel- und Trennstreifen) übertragen. Dies schließt den Winterdienst ausschließlich der Fahrbahnen ein. Der Winterdienst ist nach den Festlegungen des § 5 der Straßenreinigungsverordnung auszuführen. Bei Eckgrundstücken werden die zu reinigenden Flächen bis zum Schnittpunkt der Mittellinien beider Straßen erweitert.



		Genauere Beschreibung der Reinigungspflichten der Anlieger.


Entspricht nun der Regelung für gewidmete Straßen, die noch nicht im Straßenverzeichnis der Straßenreinigungsverordnung aufgeführt sind.






		§ 4


Übernahme der Reinigungspflicht durch Erklärung




		§ 4


Übernahme der Reinigungspflicht durch Erklärung




		



		Hat für den Reinigungspflichtigen mit Zustimmung der Stadt ein anderer die Ausführung der Reinigung übernommen, so ist nur dieser zur Reinigung öffentlich-rechtlich verpflichtet; die Zustimmung der Stadt ist jederzeit widerruflich. Die Übernahme muss durch schriftliche Erklärung gegenüber der Stadt erfolgen.




		Hat für den Reinigungspflichtigen mit Zustimmung der Stadt ein anderer die Ausführung der Reinigung übernommen, so ist nur dieser zur Reinigung öffentlich-rechtlich verpflichtet; die Zustimmung der Stadt ist jederzeit widerruflich. Die Übernahme muss durch schriftliche Erklärung gegenüber der Stadt erfolgen. 

Hat für den Reinigungspflichtigen mit Zustimmung der Stadt ein Dritter die Ausführung der Reinigung übernommen, so ist nur dieser zur Reinigung öffentlich-rechtlich verpflichtet. Die Zustimmung wird nur erteilt, wenn der Stadt eine schriftliche Erklärung vorgelegt und vom Dritten eine ausreichende Haftpflichtversicherung nachgewiesen wird. Die Zustimmung der Stadt kann jederzeit widerrufen werden, insbesondere wenn kein ausreichende Haftpflichtversicherung des Dritten mehr besteht.

		Genauere Festlegung für die Übernahme der Reinigungspflichten. Die Voraussetzung einer Haftpflichtversicherung ist entscheidend für eine Übernahme der Pflichten.





